
Müssen private Krankenversi-
cherer ihren Mitgliedern die
Kosten von Zahnlaborleis-

tungen erstatten, die auf Grundlage 
der Bundeseinheitlichen Benennungs-
liste für zahntechnische Leistungen
(BEB) berechnet worden sind? Oder
dürfen sich Privatversicherer stattdes-
sen auf listenmäßige Obergrenzen be-
rufen, wie sie das für Kassenpatienten
maßgebliche Bundeseinheitliche Ver-
zeichnis zahntechnischer Leistungen
(BEL) vorsieht? Für den Zahnarzt und
den von ihm beauftragten Zahntechni-
ker stellt die „Abrechnung nach BEB“
unter dem Gesichtspunkt der Preis- und
Honorargestaltung einen klaren Plus-
punkt dar. Aus Sicht der Privatversiche-

rer wird sie mit Blick auf die Beitrags-
entwicklung zunehmend kritisch beur-
teilt. Entsprechend restriktiv ist deren
Erstattungsverhalten. Ob das BEL auch
im Bereich der Privatliquidation als
Obergrenze Anwendung finden soll, ist
Gegenstand eines anhaltenden Tau-
ziehens vor den Instanzgerichten. Sein
Ausgang ist nicht abzusehen.  

Die Ablehnung des BEL 
in der Rechtsprechung
Die frühere – teils auch obergerichtli-
che – Rechtsprechung lehnte bei der
Abrechnung zahntechnischer Leistun-
gen die Anwendbarkeit des mit den ge-
setzlichen Krankenkassen vereinbarten
BEL auf Privatversicherte überwiegend

ab.1 Mit Verweis auf den Versicherten-
status von Privatpatienten wurde dabei
argumentiert, dass kassenärztliche Ta-
rife im Bereich der privaten Kranken-
versicherung nicht anwendbar seien, 
da privatärztliche und kassenärztliche
Leistungen nicht gleichgestellt werden
könnten. Anders als für den Kreis der 
in einer gesetzlichen Krankenversiche-
rung Versicherten bestehe bei der Be -
urteilung der von Privatversicherten zu
zahlenden Vergütung kein Wirtschaft-
lichkeitsgebot im engeren Sinne.2 Auch
sei die Versorgung der Privatversicherten
mit besonderen Anforderungen verbun-
den.3 Es komme mithin allein auf die 
im Einzelfall angemessenen Aufwen-
dungen an. Diese ergäben sich aus den
konkret in Auftrag gegebenen Arbeiten,
ggf. unter Berücksichtigung der ört-
lichen Gepflogenheiten.4 In den Augen
ihrer Kritiker leidet diese Argumentation
daran, dass sich die werkvertraglich ge-
schuldeten zahntechnischen Laborleis-
tungen für Kassen- und Privatpatienten
in aller Regel gleichen.5 Für identische
Leistungen aber könnten unterschiedli-
che Preise nicht verlangt werden, so das
Gegenargument. Auch wird eingewen-
det, dass ein Privatversicherten vorbe-
haltener Sorgfaltsmaßstab, der ein ab-
weichendes Prothe tikhonorar rechtfer-
tigen könne, nicht existiere.6

Die aktuelle Rechtsprechung 
einiger Instanzgerichte
In der jüngeren Rechtsprechung wird
die Anwendbarkeit des BEL auf zahn-
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Aktuelle Gerichtsentscheidungen erklären „GKV-Preise“ auch bei der Implantatversorgung 
privat versicherter Patienten für anwendbar – und die Abrechnung höherer Material- und 
Laborkosten zur Ausnahme. Zu Unrecht, wie viele meinen. 

Ob das BEL auch im Bereich der Privatliquidation als Obergrenze An-
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den Instanzgerichten. Sein Ausgang ist nicht abzusehen.



technische Laborleistungen für Privatversicherte zu-
nehmend bejaht.7 In der Literatur findet diese Entwick-
lung mittlerweile in weitem Maße Zustimmung.8 Ope-
riert wird dabei mit unterschiedlichen Begründungsan-
sätzen. Ausgehend vom Maßstab der medizinischen
Notwendigkeit, wie er auch der Gebührenordnung für
Zahnärzte zugrunde liegt,9 wird insoweit insbesondere
in Abrede gestellt, dass es im Bereich der Laborleistun-
gen unterschiedliche Qualitätsstandards für Privat- und
Kassenversicherte gebe, beziehungsweise dass eine
Unterscheidung unzulässig sei. Nur im Einzelfall könne
eine nach Art und Ausführung tatsächlich aufwendigere
Laborleistung eine Leistungspflicht des Privatversiche-
rers begründen, die dann auch über das BEL hinaus-
gehe.

Wer hat „Recht“?
Nach § 9 GOZ ist der Zahnarzt berechtigt, dem Patienten
tatsächlich entstandene, angemessene Aufwendungen
für zahntechnische Leistungen in Rechnung zu stellen,
soweit diese nicht bereits mit den Gebühren abgegolten
sind. Dreh- und Angelpunkt der Kon troverse ist dabei 
der unbestimmte Rechtsbegriff der „Angemessenheit“. 
In  neueren Gerichtsentscheidungen wird dieser „statis-
tisch“ verstanden: Was 90 Prozent der Versicherten er-
stattet bekämen, sei verkehrsüblich und in Ermangelung
einer amtlichen Taxe10 daher auch angemessen.11 Falle im
Einzelfall tatsächlich ein Mehraufwand an, bleibe dieser
berechnungsfähig, ohne dass es auf eine Unterscheidung
nach dem Versichertenstatus ankäme. In älteren Judi -
katen wird dagegen stärker „rechtssystematisch“ argu-
mentiert: Gesetzliche Krankenversicherung und Private
Krankenversicherung seien strukturell verschieden. Da-
her hieße es gleichsam, Äpfel mit Birnen zu vergleichen,
wollte man Höchstpreislisten, wie sie für den Bereich der
Gesetzlichen Krankenversicherung entwickelt worden
sind, auch für Privatversicherte direkt oder entsprechend
anwenden. Missbräuchen bei der Berechnung von Pro-
thetikhonorar und der Material- und Laborkostenhöhe
werde durch die Berücksichtigung des örtlichen Ver-
gleichsmaßstabs bzw. durch allgemeine Rechtsregeln
vorgebeugt (etwa: Regeln zur Sittenwidrigkeit). Auch
stehe es den Privatversicherern frei, in ihren Vertragsbe-
stimmungen die Kostenerstattung zu beschränken – was
ja auch, so das Argument, zunehmend von Versicherer-
seite praktiziert werde.
Da beide Auffassungen mit dem Wortlaut der zitierten
Norm vereinbar scheinen, es insoweit keine einschlä-
gige höchstrichterliche Rechtsprechung gibt und auch 
der Gesetzgeber kurzfristig wohl keine Klarheit her -
beiführen wird,12 handelt es sich bei der Frage um „BEL
oder BEB“ im Bereich der Privatliquidation aus anwalt-
licher Sicht vor allem um eine Frage nach der örtlichen
Spruchpraxis – und zugleich auch um eine „Glaubens-
frage“. Entsprechend unversöhnlich stehen sich die Po-
sitionen gegenüber.13 Zuzugeben ist den BEL-Befürwor-
tern immerhin, dass der Maßstab der zu ermittelnden
Angemessenheit „tatsächlicher“ Natur sein muss.14 Ver-
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Wie aus einer aktuellen Pres-
semitteilung hervorgeht, ha-
ben sich die Indento GmbH,
Betreiberin des dent-net®-
Netzwerks, und die Mojo
GmbH („2te-ZahnarztMei-
nung“) am 25. März 2010 in
einem einstweiligen Verfü-
gungsverfahren vor dem
Landgericht Essen u. a. zur
Frage der Zulässigkeit der
Werbeaussage „Zahnersatz
ohne Zuzahlung“ auf einen
Vergleich geeinigt. Indento
hat sich gegenüber Mojo ver-
pflichtet, künftig die Aussage
„Zahnersatz ohne Zuzah-
lung“ mit einem Fußnotenzu-
satz zu versehen, in welchem
Details dieses Angebots nä-
her erläutert werden. Wenn
klargestellt wird, dass das
Angebot „Zahnersatz ohne
Zuzahlung“ nur bei den teil-
nehmenden Krankenkassen,
einem 30-prozentigen Kran-
kenkassenbonus (zehn Jah-
re ordnungsgemäß geführtes
Bonusheft) und für die Re-
gelleistung der gesetzlichen
Krankenkassen gilt, sei diese
Werbeaussage nicht zu bean-
standen, so die Essener Rich-
ter. Künftig wird Indento
diese Hinweise in einem Fuß-
notenzusatz platzieren.
Studien und eine aktuelle
Forsa-Umfrage belegen, dass
bis zu drei Viertel der ge-
setzlich Krankenversicher-
ten ihr Bonusheft nutzen.
Nach Aussage der DAK, ei-
ne am dent-net®-Netzwerk
teilnehmende Krankenkasse,
kann sogar fast jeder zwei-

te DAK-Versicherte, welcher
Zahnersatz benötigt, auf ei-
nen 30-prozentigen Kranken-
kassenbonus aufgrund eines
über zehn Jahre ordnungs-
gemäß geführten Bonushefts
zurückgreifen und so im Falle
von Regelleistung das dent-
net®-Angebot „zum Nulltarif“
in Anspruch nehmen. Im
Jahre 2009 erhielten 43 Pro-
zent aller über das dent-net®-
Netzwerk versorgten Kas-
senpatienten eine reine Re-
gelleistung. Eine Irreführung
von Patienten sah das Gericht
bei Verwendung von entspre-
chenden Erläuterungen nicht
als gegeben an.
Im Januar hatte das Internet-
portal 2te-ZahnarztMeinung
auf Unterlassung der frag-
lichen Werbung geklagt (ZT
3/10). Es wurde bemängelt,
dass das Angebot zu viele
Voraussetzungen und Ein-
schränkungen für die Patien-
ten bedeute und dadurch ca.
80 Prozent der Versicherten
das Angebot nicht wahrneh-
men könnten.
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(gi) Die Kooperation zwi-
schen der Service GmbH der
Kassenzahnärztlichen Verei-
nigung Westfalen-Lippe (KZV
WL) und einer Handelsfirma
für Zahnersatz wird in einer
Resolution des Landesin-
nungsverbands Nordrhein-
Westfalen scharf verurteilt.
Darin geht es vor allem um
die Schutzwürdigkeit und die
Anerkennung besonderer
Leistungen des Zahntechni-
ker-Handwerks hinsichtlich
zahnmedizinischer Quali-
tätsarbeit, Ausbildungsför-
derung und regionaler Wirt-
schaftskraft. In der Resolu-
tion heißt es denn auch: „Das
Kooperationsabkommen der
KZVWL-Service GmbH ge-
fährdet durch einseitige
Beförderung einer einzel-
nen, aus Fernost beziehen-
den Handelsgesellschaft die
Grundlagen für ein leistungs-
fähiges Zahntechniker-Hand-
werk.“ Wohingegen die Vor-
teile der umfassenden Zu-
sammenarbeit von Zahnarzt
und Labor vor Ort vollständig
negiert werden.„Zahnersatz-
leistungen werden zur belie-
big handelbaren Ware, das
zahntechnische Labor vor

Ort zum reinen Vorleistungs-
erbringer degradiert.“
Unter Berufung auf die freie
Zahnarztwahl des Patienten
und die freie Laborwahl des
Zahnarztes kritisiert der LIV
Nordrhein-Westfalen, dass
„überlegene Qualität der Ge-
samtversorgung der Patienten
mit hochwertigen, langlebi-
gen und somit gesundheitsför-
dernden und kostensparenden

Zahnersatzlösungen“ durch
die sogenannten Selektivver-
träge gefährdet seien.
Besonders hart ins Gericht
geht die Resolution mit der
Tatsache,dass die Kooperation
zwischen der KZV WL und der
Handelsfirma den wirtschaft-
lichen Wettbewerb innerhalb
der Branche stark verzerre.
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Nein zur Degradierung
Landesinnungsverband Nordrhein-Westfalen nimmt Stellung zum Abkommen

der  KZVWL-Service GmbH mit Handelsfirma für Zahnersatz und betont die Vorteile
eines freien Zahntechniker-Handwerks.

Für 2011 haben sich die
Vereinten Nationen das Ver-
bot von Quecksilber vorge-
nommen. „Wir müssen ab-
warten, wie und mit wel-
chen Fristen das umgesetzt
wird“, meint Dr. Rainer Jor-
dan von der Zahnklinik der

Universität Witten/Herde-
cke,„aber für uns Zahnärzte
hieße das: Keine Amalgam-
Füllungen mehr, denn die
bestehen zur Hälfte aus
Quecksilber. Wir müssen
dann neue Materialien ha-
ben und deswegen wollen

wir testen, welche Alternati-
ven am besten sind.“
Dazu sucht die Zahnklinik
der Universität Witten/Her-
decke Teilnehmer für eine
Studie, die Verarbeitung und

Alternativen zu Amalgam
Die Zahnklinik der Uni Witten/Herdecke testet neue Werkstoffe als Alternativen zu

Amalgam für den Fall, dass die Vereinten Nationen das Quecksilber schon 2011 verbieten.

HABEN SIE DAS GEFÜHL, dass die politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen

Ihren Unternehmenserfolg erschweren? Oder ist es Ihnen schon einmal passiert, dass Sie

einen halben Tag mit der Klärung einer strittigen Abrechnungsfrage verbracht haben? Finden

Sie es unbefriedigend, dass in der Öffentlichkeit die Leistungen des Zahntechniker-Handwerks

nicht angemessen gewürdigt werden? Nur drei Fragen von vielen, auf die es nur eine Antwort

gibt: Stärken Sie die Gemeinschaft, bringen Sie sich ein und unterstützen Sie die Arbeit der 

Innungen und des VDZI.Von Kollegen für Kollegen - das ist die berufsständische Interessen-

vertretung in den Innungen.

Die Zahntechniker-Innungen im VDZI verleihen Ihnen im gesundheitspolitischen Verteilungs-

konflikt die Stimme und das Gewicht, die Sie als Meisterlabor verdient haben. Unser Ziel: Klare

Regeln und Rahmenbedingungen, die Sie und Ihre Beschäftigte motivieren und in die Lage ver-

setzen, erfolgreich ein modernes  Angebot an Zahntechnik zu präsentieren und zu sichern.

Einen gemeinsamen Auftritt haben wir auch: Q_AMZ - damit kommunizieren 

die Innungslabore die Vorzüge der wohnortnahen Versorgung mit Zahnersatz.

MACHEN SIE MIT! INFORMIEREN SIE SICH UNTER:

WWW.VDZI.DE  I  WWW.Q-AMZ.DE  I  TEL.: 069-665586-0

®

Gemeinsam erfolgreich - 

das Zahntechniker-Handwerk!
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Das zahntechnische Handwerk garantiert zahnmedizinische Qualitätsarbeit, Ausbildungsförderung und
regionale Wirtschaftskraft.
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„Nulltarif“ zulässig
Richter erlauben Werbung „Zahnersatz ohne Zuzahlung“.
Indento GmbH und Mojo GmbH einigen sich vor Gericht.
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weise auf die Erstattung von Zahner-
satzleistungen von GKV-Patienten er-
scheinen daher nicht von vornherein un-
zulässig. Bei Rechtsprechungsdiver-
genzen15 wie der vorliegenden muss
den Zahnärzten und den von ihnen be-
auftragten Zahntechnikern nahege-
legt werden, sich vorsorglich auf eine
Kostenerstattung nach BEL einzustel-
len, um den Schatz, den selbst dieses
ungeliebte Instrument der Kosten-
dämpfung immerhin bereit hält, mög-
lichst effektiv zu heben. Gemeint ist da-
mit die Möglichkeit, eine im Einzelfall
nach Art und Ausmaß tatsächlich über-
durchschnittlich aufwendige Labor-
leistung voll abzurechnen.       

Fazit und Basisstrategie
Die Anwendbarkeit von „GKV“-Preisen
bei der Implantatversorgung von Pri-
vatversicherten wird von den Gerichten
traditionell uneinheitlich bewertet. Es
mehren sich die Stimmen, die das BEL 
jedenfalls als Deckelungsinstrument
auch im Bereich der Privatliquidation
für maßgeblich halten. Bei der Abrech-
nung sind zum Zwecke der Haftungs-
vermeidung und im Interesse einer op-
timalen Preis- und Honorargestaltung
drei Aspekte auseinanderzuhalten:

1. Leistungsbeschränkung innerhalb
des vertraglich vereinbarten Leis-
tungstarifs beachten. 
Privatversicherer können in ihren Ver-
tragsbestimmungen die Übernahme

von überschießenden Kosten für Ma -
terial- und Laborleistung ihren Mit -
gliedern gegenüber ausschließen. Im
Regelfall ist hiergegen kein rechtliches
Kraut gewachsen. Etwas anderes gilt,
wenn eine derartige Deckelung im Ver-
tragsgefüge nicht deutlich genug er-
kennbar ist (z.B. an überraschender
Stelle „versteckt“ oder unverständlich
formuliert). Das Studium der Vertrags-
bedingungen ist grundsätzlich Sache
des Versicherten. Jedoch dürfen ihm
gegenüber von Behandlerseite keine 
Erklärungen „ins Blaue“ abgegeben
werden, auch nicht zu Fragen der Über-
nahme von Kosten des Zahnlabors.
Zahnarzt und Zahntechniker sollten
den Versicherten daher stets auf die
Vertragsbedingungen seines Privatver-
sicherers verweisen, ohne vorzugeben,
diese genau oder auch nur im Großen
und Ganzen zu kennen.

2. Dem Privatversicherer gegenüber
auf die BEB-freundliche Rechtspre-
chung verweisen.
Stehen die Vertragsbedingungen einer
Abrechnung nach BEB nicht entgegen,
kann versucht werden, eine Kosten -
erstattung auf der Grundlage von BEB
zu verlangen. Hierfür sollten sich Pa-
tient, Zahnarzt und Zahntechniker auf
die ihre Position stützende Rechtspre-
chung beziehen. Vor Erhebung einer
Klage verdient die örtliche Spruchpra-
xis besondere Beachtung.

3. Besonderen Mehraufwand nach-
vollziehbar darlegen.
Auch im Falle der Maßgeblichkeit von
BEL-Preisen bleiben höhere Auslagen
berechnungsfähig, wenn die tatsäch-
lich erbrachten Laborleistungen mit 
einem zeitlich-qualitativen Mehrauf-
wand verbunden gewesen sind. Dieser
ist von der Behandlerseite detailliert
darzulegen. Einen abschließenden Ka-
talog von Mehraufwandsbegründun-
gen gibt es nicht. Mit dem Verweis auf
eine schwierige Ausführung oder einen
hohen Zeitaufwand ist es aber nicht ge-
tan. Geeignete Anknüpfungspunkte für
die Begründung besonderer Anforde-
rungen hinsichtlich Güte und Genauig-
keit der zahntechnischen Laborleistun-
gen liefert die in diesem Beitrag zitierte
aktuelle Rechtsprechung. So kann mit
Rücksicht auf die Vorgeschichte und

das Lebensalter des Versicherten etwa
ein zwingend zu erzielendes ästheti-
sches Ergebnis anzustreben sein (z.B.
Farb- und Formgebung von Kronen und
Brücken) oder es können im Übrigen 
besondere zahnmedizinische Anfor-
derungen bestehen (z.B. abweichende
Kauflächengestaltung), die etwa um-
fangreiche funktionsanalytische Maß-
nahmen in Praxis und Labor erfordern.16

Prozessual trifft den liquidierenden
Zahnarzt dabei die Beweislast für den
tatsächlichen Anfall der geltend ge-
machten (Labor-)Kosten.
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